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1  Schadensersatz bei verspäteter Zielvorgabe 
    Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 19.02.2025 (10 AZR 57/24), Pressemitteilung 7/25 
 
Bereits mit Urteil vom 03.07.2024 (10 
AZR 171/23) hatte das Bundesarbeits-
gericht einen Arbeitgeber zur Zahlung 
entgangener erfolgsabhängiger 
variabler Vergütung in Höhe von 
82.607,14 Euro brutto verurteilt. In dem 
Leitsatz der Entscheidung hieß es: 
 
"Hat sich der Arbeitgeber vertraglich 
verpflichtet, mit dem Arbeitnehmer für 
eine Zielperiode Ziele zu vereinbaren, 
an deren Erreichen eine Tantieme- 
oder Bonuszahlung geknüpft ist, erfüllt 
er diese Vertragspflicht regelmäßig 
nur, wenn er mit dem Arbeitnehmer 
Verhandlungen über den Abschluss 
einer Zielvereinbarung führt und es 
diesem ermöglicht, auf die Festlegung 
der Ziele Einfluss zu nehmen." 
 
In der neuen Entscheidung geht es um 
einen Fall einer verspäteten Zielvor-
gabe. Der Arbeitgeber hätte die Ziele 
bis zum 01.03. des Jahres vorgeben 
müssen, tat dies dann aber erst am 
26.09. des Jahres. In der Pressemit-
teilung heißt es dazu: 
 
"Verstößt der Arbeitgeber schuldhaft 
gegen seine arbeitsvertragliche Ver-
pflichtung, dem Arbeitnehmer recht-
zeitig für eine Zielperiode Ziele vorzu-

geben, an deren Erreichen die Zahlung 
einer variablen Vergütung geknüpft ist 
(Zielvorgabe), löst dies, wenn eine 
nachträgliche Zielvorgabe ihre 
Motivations- und Anreizfunktion nicht 
mehr erfüllen kann, grundsätzlich 
einen Anspruch des Arbeitnehmers 
nach § 280 Abs. 1, Abs. 3 BGB iVm. § 
283 Satz 1 BGB auf Schadensersatz 
statt der Leistung aus. 
... 
Das Arbeitsgericht hat die Klage abge-
wiesen, das Landesarbeitsgericht hat 
ihr auf die Berufung des Klägers 
stattgegeben. Die Revision der Be-
klagten hatte vor dem Zehnten Senat 
des Bundesarbeitsgerichts keinen 
Erfolg. Der Kläger hat gegen die Be-
klagte, wie vom Landesarbeitsgericht 
zu Recht erkannt, nach § 280 Abs. 1, 
Abs. 3 BGB iVm. § 283 Satz 1 BGB 
einen Anspruch auf Schadensersatz 
iHv. 16.035,94 Euro brutto. Die Be-
klagte hat ihre Verpflichtung zu einer 
den Regelungen der Betriebsverein-
barung entsprechenden Zielvorgabe 
für das Jahr 2019 schuldhaft verletzt, 
indem sie dem Kläger keine 
individuellen Ziele vorgegeben und ihm 
die Unternehmensziele erst verbindlich 
mitgeteilt hat, nachdem bereits etwa ¾ 
der Zielperiode abgelaufen waren. 

Eine ihrer Motivations- und Anreiz-
funktion gerecht werdende Zielvorgabe 
war zu diesem Zeitpunkt nicht mehr 
möglich. Deshalb kommt hinsichtlich 
der Ziele auch keine nachträgliche 
gerichtliche Leistungsbestimmung 
nach § 315 Abs. 3 Satz 2 Halbs. 2 BGB 
in Betracht. Bei der im Wege der 
Schätzung (§ 287 Abs. 1 ZPO) zu 
ermittelnden Höhe des zu ersetzenden 
Schadens war nach § 252 Satz 2 BGB 
von der für den Fall der Zielerreichung 
zugesagten variablen Vergütung aus-
zugehen und anzunehmen, dass der 
Kläger bei einer billigem Ermessen ent-
sprechenden Zielvorgabe die Unter-
nehmensziele zu 100 % und die 
individuellen Ziele entsprechend dem 
Durchschnittswert von 142 % erreicht 
hätte. Besondere Umstände, die diese 
Annahme ausschließen, hat die Be-
klagte nicht dargetan. Der Kläger 
musste sich kein anspruchs-
minderndes Mitverschulden iSv. § 254 
Abs. 1 BGB anrechnen lassen. Bei 
einer unterlassenen oder verspäteten 
Zielvorgabe des Arbeitgebers scheidet 
ein Mitverschulden des Arbeitnehmers 
wegen fehlender Mitwirkung regel-
mäßig aus, weil allein der Arbeitgeber 
die Initiativlast für die Vorgabe der 
Ziele trägt." 
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2  Nachträgliche Klagezulassung für schwangere Arbeitnehmerinnen 
    Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 03.04.2025 (2 AZR 156/24), Pressemitteilung 16/25 
 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 KSchG (Zulassung 
verspäteter Klagen) lautet: 
"[Die Klage ist auf Antrag nachträglich 
zuzulassen], wenn eine Frau von ihrer 
Schwangerschaft aus einem von ihr 
nicht zu vertretenden Grund erst nach 
Ablauf der Frist des § 4 Satz 1 Kenntnis 
erlangt." 
 
Im Kern geht es in dieser Entscheidung 
darum, ob bereits ein positiver 
Schwangerschaftstest einer Arbeit-
nehmerin Kenntnis davon vermitteln 
kann, dass sie zum Zeitpunkt des 
Zugangs einer Kündigungserklärung 
des Arbeitgebers bereits schwanger 
war. In der Pressemitteilung des 
Bundesarbeitsgerichts heißt es: 
 
"Erlangt eine Arbeitnehmerin schuldlos 
erst nach Ablauf der Klagefrist des § 4 
Satz 1 KSchG* Kenntnis von einer 
beim Zugang des Kündigungs-
schreibens bereits bestehenden 
Schwangerschaft, ist die verspätete 
Kündigungsschutzklage auf ihren 
Antrag gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 
KSchG** nachträglich zuzulassen. 
... 

Die Klägerin hat gemeint, die 
Kündigungsschutzklage sei gemäß § 5 
Abs. 1 Satz 2 KSchG nachträglich 
zuzulassen. Die Beklagte hat die Auf-
fassung vertreten, die Vorschrift sei 
nicht einschlägig. Die Klägerin habe 
durch den positiven Test binnen der 
offenen Klagefrist des § 4 Satz 1 
KSchG Kenntnis von der Schwanger-
schaft erlangt. ... 
... 
Die Revision der Beklagten hatte vor 
dem Zweiten Senat des Bundes-
arbeitsgerichts keinen Erfolg. Die 
streitbefangene Kündigung ist wegen 
Verstoßes gegen das Kündigungs-
verbot aus § 17 Abs. 1 Nr. 1 MuSchG 
unwirksam. Das Gegenteil wird nicht 
nach § 7 Halbs. 1 KSchG fingiert. Zwar 
hat die Klägerin mit der Klageerhebung 
am 13. Juni 2022 die am 7. Juni 2022 
abgelaufene Klagefrist des § 4 Satz 1 
KSchG nicht gewahrt. Diese Frist ist 
zwar mit dem Zugang des 
Kündigungsschreibens angelaufen. 
Der Fristbeginn richtete sich nicht nach 
§ 4 Satz 4 KSchG*, denn die Beklagte 
hatte im Kündigungszeitpunkt keine 
Kenntnis von der seinerzeit bereits 

bestandenen Schwangerschaft der 
Klägerin. Die verspätet erhobene 
Klage war jedoch gemäß § 5 Abs. 1 
Satz 2 KSchG nachträglich zuzu-
lassen. Die Klägerin hat aus einem von 
ihr nicht zu vertretenden Grund erst mit 
der frühestmöglichen frauenärztlichen 
Untersuchung am 17. Juni 2022 
positive Kenntnis davon erlangt, dass 
sie bei Zugang der Kündigung am 14. 
Mai 2022 schwanger war. Der etwas 
mehr als zwei Wochen danach durch-
geführte Schwangerschaftstest vom 
29. Mai 2022 konnte ihr diese Kenntnis 
nicht vermitteln. In der vom Senat 
vorgenommenen Auslegung genügt 
das bestehende System der §§ 4, 5 
KSchG und des § 17 Abs. 1 MuSchG 
den Vorgaben der Richtlinie 
92/85/EWG, wie sie der Gerichtshof 
der Europäischen Union in der Sache 
„Haus Jacobus“ (EuGH 27. Juni 2024 
– C-284/23 -) herausgearbeitet hat." 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
in dieser Ausgabe stelle ich Ihnen zwei Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts vor, die für Arbeitgeber Zündstoff bergen. 
 

Ihr Rechtsanwalt Stefan von Zdunowski, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
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